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Öffentlichkeitsprinzip in Dürnten 
Was bedeutet das Öffentlichkeitsprin-
zip und wie wird dies in Dürnten ge-
handhabt? 

 
Das Bundesgesetz über das Öffentlich-
keitsprinzip in der Verwaltung ist seit 
dem 1. Juli 2006 in Kraft. Somit ist auch 
die Gemeinde Dürnten seit 10 Jahren 
verpflichtet, vom traditionellen Geheim-
haltungsgrundsatz auf das Öffentlich-
keitsprinzip umzustellen. 

 
Worum geht es überhaupt beim Öf-
fentlichkeitsprinzip? 
 

Prinzipiell geht es darum, das Handeln 
der Gemeindeverwaltung und des Ge-
meinderates für Aussenstehende nach-
vollziehbar und transparent zu gestalten. 
Dabei verpflichtet das Bundesgesetz den 
Gemeinderat, von sich aus eine aktive 
Informationspolitik zu betreiben. Zudem 
gewährt es jeder Person grundsätzlich 
das Recht auf Zugang zu den vorhande-
nen Informationen der Gemeindeämter. 
 

Wie muss die Information erfolgen? 
 
Was unter aktiver Informationspolitik 
verstanden wird ist dabei klar geregelt. 
So müssen diese rasch, das heisst so 
bald als möglich nach einem Entscheid 
oder Ereignis, umfassend, das heisst mit 
allen zum Verständnis notwendigen 

Elementen und sachlich, das heisst un-
voreingenommen und frei von Propa-
ganda sein. 
 

Das Öffentlichkeitsprinzip steht 
über einem Stillschweigeab-
kommen, auch in Dürnten 

Unter Information fallen alle Themen, 
welche von öffentlichem Interesse und 
für die Meinungsbildung und die Wah-
rung der demokratischen und rechts-
staatlichen Belange wichtig sind. Dies 
beinhaltet zum Beispiel die Ankündi-
gung einer Poststellenschliessung oder 
die Information zur Planung einer Bau-
aushubdeponie. Wobei Argumente wie 
Stillschweigeabkommen oder ungeeig-
neter Zeitpunkt rechtlich nicht haltbar 
sind. 

Über die Planung der Deponien 
hätte die Gemeinde früher in-
formieren müssen 

So muss über wichtige Massnahmeplä-
ne, Leitbilder, Zielsetzungen, Verkehrs- 
und Liegenschaftskonzepte, Dokumente 
der Rechtspraxis wie Weisungen, 
Rechtsgutachten, (anonymisierte) 
Rechtsmittelentscheide, Vernehmlas-
sungsunterlagen und -ergebnisse, Exper-
ten- und Rechenschaftsberichte welche 

von Belang sind, aktiv informiert wer-
den. 

 

Eine aktive Informationspolitik über 
einen Newsletter wird dabei als eher 
nicht umfassend beurteilt. Vielverspre-
chend sind hingegen öffentliche Veran-
staltungen, zu welchen die Gemeinde 
aktiv die Bevölkerung zur Gestaltung 
eines Themas einlädt. Als positives Bei-
spiel kann die Gemeinde Dürnten das 
Vorgehen bezüglich der Standortdiskus-
sion der Gemeindeverwaltung vorwei-
sen. Zu diesem Thema ist eine öffentli-
che Veranstaltung geplant. 

Die vorgesehene Standortdis-
kussion zur Gemeindeverwal-
tung ist ein Novum in Dürnten 

Welches sind die Ausnahmen? 

 
Aber es gibt auch Ausnahmen. Diese 
müssen aber ausdrücklich und einzeln 
angeordnet werden und gelten als Amts-
geheimnis. Wobei auch bei diesen Do-
kumenten zu prüfen gilt, ob mit einer 
konkreten Massnahme wie einer Ano-
nymisierung die Informationspflicht 
gewahrt werden kann. So hat  jedermann 
ein Recht darauf, die Akten der Verwal-
tung einzusehen, ohne dass er ein beson-
deres Interesse nachweisen muss.              
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